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Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom 14.06.2006 
------------------------------------------------ 

 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sit-
zung am 13.06.2006 den Bebauungsplan 241 –
Fronhoven - gemäß § 10 des Baugesetzbuches 
in der vor dem 20.07.2004 geltenden Fassung 
i.V.m. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung als Satzung beschlossen. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wurde nicht 
durchgeführt. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Fronhoven. Die 
Abgrenzung ergibt sich aus dem nachstehend 
abgedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheber-
rechtlich geschützt.) 

Entsprechend § 10 des Baugesetzbuches liegt 
der Bebauungsplan 241 – Fronhoven - als Sat-
zung und die Begründung ab sofort in der Abtei-
lung für Planung und Entwicklung der Stadt 
Eschweiler, 52249 Eschweiler, Rathausplatz 1, 
4. Obergeschoss, Zimmer 447a dauernd wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme be-
reit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan 241 – Fronhoven - in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 
214 und 215 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. l. S. 2414) in der zurzeit gel-

tenden Fassung. Danach sind eine nach § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren 
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 241 –
Fronhoven - schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprü-
che wird hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach 
Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
worden und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

Eschweiler,  14.06.2006 

In Vertretung 

 

 

Schulze 

Erster und Technischer Beigeordneter 
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Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom 14.06.2006 
------------------------------------------------ 

 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sit-
zung am 13.06.2006 den Bebauungsplan 265 –
Hovermühle  - gemäß § 10 des Baugesetzbu-
ches in der vor dem 20.07.2004 geltenden Fas-
sung i.V.m. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung als Satzung beschlossen. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wurde nicht 
durchgeführt. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Eschweiler-Ost. 
Die Abgrenzung ergibt sich aus dem nachste-
hend abgedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheber-
rechtlich geschützt.) 

Entsprechend § 10 des Baugesetzbuches liegt 
der Bebauungsplan 265 – Hovermühle - als Sat-
zung und die Begründung ab sofort in der Abtei-
lung für Planung und Entwicklung der Stadt 
Eschweiler, 52249 Eschweiler, Rathausplatz 1, 
4. Obergeschoss, Zimmer 447a dauernd wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme be-
reit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan 265 – Hovermühle - in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 
214 und 215 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. l. S. 2414) in der zurzeit gel-

tenden Fassung. Danach sind eine nach § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren 
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 265 – 
Hovermühle - schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprü-
che wird hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach 
Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
worden und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

Eschweiler, 14.06.2006 

In Vertretung 

 

 

Schulze 

Erster und Technischer Beigeordneter 
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Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom 14.06.2006 
--------------------------------------------- 

 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sit-
zung am 13.06.2006 die 1. Änderung des Be-
bauungsplanes 229 –Südlich Verkeskopf - ge-
mäß § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. l. S. 2414) in der zurzeit geltenden Fas-
sung i.V.m. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV.NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung als Satzung beschlossen. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wurde nicht 
durchgeführt. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Dürwiß. Die Ab-
grenzung ergibt sich aus dem nachstehend ab-
gedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheber-
rechtlich geschützt.) 

Entsprechend § 10 BauGB liegt die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes 229 – Südlich Verkeskopf 
- als Satzung mit der Begründung sowie der 
zusammenfassenden Erklärung ab sofort in der 
Abteilung für Planung und Entwicklung der Stadt 
Eschweiler, 52249 Eschweiler, Rathausplatz 1, 
4. Obergeschoss, Zimmer 447a dauernd wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme be-
reit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes 229 – Südlich Verkeskopf 
- in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 214 
und 215 BauGB. Danach sind eine nach § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren 
seit Bekanntmachung der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes 229 – Südlich Verkeskopf - schriftlich 
gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprü-
che wird hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach 
Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
worden und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

Eschweiler, 14.06.2006 

In Vertretung 

 

 

Schulze 

Erster und Technischer Beigeordneter 
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Bekanntmachung 
 
Am Donnerstag, dem 22. Juni 2006, 17.30 Uhr, 
findet in Raum 7 des Rathauses, Rathausplatz 
1, 52249 Eschweiler, eine öffentliche Sitzung 
des Integrationsrates mit folgender Tagesord-
nung statt: 
 
 
Tagesordnung: 
 
A) Öffentlicher Teil 
 
A 1) Genehmigung einer Niederschrift  

 
A 2) Bestellung von Schriftführern 
 
A 3) Vorstellung Arbeitskonzept Integration in 

Eschweiler 
 

A 4) Neubau einer Bürgerbegegnungsstätte 
in Eschweiler-Ost, Ecke Oststra-
ße/Moselstraße - Vorstellung der Pla-
nung - 
 

A 5) Spezielle Probleme des Ausländerrech-
tes: Ausweisung und Abschiebung 
 

A 6) Selbstverständniserklärung der Frauen 
des Integrationsrates 
 

A 7) Arbeitsplan des Integrationsvorsitzenden 
2006 - 2008 
 

A 8) Muslimische Bestattung in Eschweiler 
 

A 9) Anfragen und Mitteilungen 
 

B) Nichtöffentlicher Teil 
 
B 1) Anfragen und Mitteilungen 
 
 
Eschweiler, 08.06.2006 
 
 
Zaman 
Ausschussvorsitzender 
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Satzung der Stadt Eschweiler 
über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten der 

Tageseinrichtungen für Kinder in Eschweiler 
vom 14.06.2006 

 
 

Präambel 
 

Ab dem 01.08.2006 sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Erhebung von Elternbei-
trägen zu den Tageseinrichtungen für Kinder zuständig. 
 
Das bisher landesgesetzlich geregelte Verfahren zur Erhebung der Elternbeiträge beinhaltete eine aus-
gewogene soziale Staffelung. Die Regelungen zu den Einkommensbestandteilen, Zuschlägen und Ab-
zugsmöglichkeiten sowie zum System der Einkommensstufen haben sich in der Praxis bewährt und sind 
von der Rechtsprechung weitgehend akzeptiert. 
 
Die Jugendämter im Kreis Aachen haben das gemeinsame Ziel, auch zukünftig die Elternbeiträge nach 
einheitlichen Maßstäben zu erheben. Dies dient der Rechtssicherheit, der Transparenz und der Akzep-
tanz durch die Familien im Kreis Aachen. 
 
Vor diesem Hintergrund und aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO-NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 666/SGV. NW. 
S.  2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 (Erster Teil) des Gesetzes vom 03.05.2005 (GV. NW. S. 498) 
i.V.m. § 17 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes zur Neuordnung des Kinder- und 
Jugendhilferechtes -Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder –GTK- vom 29.10.1991 (GV. NW. S. 
380), zuletzt geändert durch Haushaltsstrukturgesetz 2006 vom 23.05.2006 (GV. NW. S. 197) hat der Rat 
der Stadt Eschweiler in seiner Sitzung am 13.06.2006 nachfolgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Beitragspflichtige 
 
(1) Die Stadt Eschweiler erhebt von den Eltern entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten der Tageseinrichtungen für 
Kinder in ihrem Zuständigkeitsbereich als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Die Eltern 
haften als Gesamtschuldner. 
 

(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
 
(3) Für die regelmäßige Betreuung eines Kindes im Kindergarten über Mittag (zwischen 12.30 

Uhr und 14.00 Uhr) ist ein zusätzlicher Beitrag zu zahlen. Dies gilt nicht für das Angebot 
„Blocköffnungszeit“. 

 
(4) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 
 

§ 2 Beitragszeitraum 
 
(1) Beitragszeitraum ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. 

 
(2) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung nicht berührt. 
 

§ 3 Beitragsbefreiungen 
 
(1) Besucht mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 1 Abs. 2 an die Stelle der Eltern treten, 

gleichzeitig eine Tageseinrichtung, so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. 
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(2) Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach Absatz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der 

höchste Beitrag zu zahlen. 
 
(3) Von Beziehern von Leistungen zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nach dem SGB II und dem 

SGB XII wird kein Beitrag erhoben. 
 

§ 4 Belegpflicht 
 
(1) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern dem Jugendamt schriftlich anzugeben 

und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage zu § 1 Abs. 4 ihren Elternbeiträ-
gen zu Grunde zu legen ist. 
 

(2) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste Elternbei-
trag zu leisten. 

 
§ 5 Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des 

§ 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Ein-
kommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur De-
ckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das 
der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
und entsprechenden Vorschriften und das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 
sind nicht hinzuzurechnen. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder 
auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausschei-
dens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der ge-
setzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Ein-
kommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund 
der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

 
(2) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewäh-

renden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 
 
(3) Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, für das der Elternbeitrag festge-
 setzt werden soll. Es gilt das Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkommen im Sinne des Satzes 
 1 nicht fest steht, ist der Elternbeitrag vorläufig festzusetzen. Hierbei ist hilfsweise auf das Jahresein-
 kommen des vorangegangenen Kalenderjahres oder auf das zu erwartende Jahreseinkommen abzu
 stellen. 
 
(4) Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer höheren Einkommensgrup-
 pe führen können, sind unverzüglich anzugeben. 
 

§ 6 Fälligkeit 
 
(1) Der Elternbeitrag ist jeweils bis zum 01. des Monats im Voraus zu entrichten. 
 
(2) Die Fälligkeit für Beitragsnachforderungen beträgt 30 Tage nach Bescheiderteilung. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Fälligkeit je nach Lage des Einzelfalls bis zu einem Zeitraum von 

drei Monaten verlängert werden.   
 

§ 7 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.08.2006 in Kraft. 
 
(2) Für die Auslegung und Ausgestaltung dieser Satzung ist die verwaltungsgerichtliche Rechtsspre-

chung zu § 17 GTK in der bis zum 31.07.2006 gültigen Fassung maßgebend. 
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Anlage zu § 1 Abs. 4 
der Satzung der Stadt Eschweiler über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruch-
nahme von Betreuungsangeboten der Tageseinrichtungen für Kinder in Eschweiler  

 
 

Elternbeiträge 
Jahreseinkommen Kindergarten Kindergarten zusätzlich 

über Mittag 
Kinder unter drei 
Jahren 

Hort 

bis 12.271 €     0 €   0 €    0 €    0 € 
bis 24.542 €   28 € 17 €  73 €  28 € 
bis 36.813 €   47 € 28 € 151 €   62 € 
bis 49.084 €   78 € 45 € 223 €   90 € 
bis 61.355 € 123 € 67 € 295 € 123 € 
über 61.355 € 162 € 90 € 334 € 162 € 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von 
Betreuungsangeboten im Sinne des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder des Landes NRW 
(GTK-NRW) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren  wurde 
 nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt und dabei 
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Eschweiler, 14.06.2006 
 
 
Bertram  
Bürgermeister 
 
 


